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Europas Zukunft 
liegt in den  
Grenzregionen
Deutschland und Frankreich 
müssen Vorreiter sein 

Mehr als ein Drittel der EU-Bürgerin-
nen und -Bürger leben in Grenzregi-
onen. Der nationale Blick, der diese 
Regionen „an den Rand“ des Landes 
verortet, entspricht nicht der geleb-
ten Realität der Menschen. Die immer 
engere Verflechtung der Grenzregi- 
onen muss einen höheren Stellenwert 
in der nationalen Politik erhalten 
und als Möglichkeit gesehen wer-
den, die europäische Integration re-
gional zu vertiefen. Deutschland und 
Frankreich können Vorreiter sein und 
sollten den Mut haben, neue Wege  
auszuprobieren.  

Deutschland und Frankreich haben mit 
dem Aachener Vertrag von 2019 neue 
Instrumente für die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit geschaffen. 
Damit wird ermöglicht, gemeinsame In-
teressen besser identifizieren und Hin-
dernisse abbauen zu können. Doch dass 
Grenzregionen in politische Entschei-
dungsprozesse miteinbezogen wer-
den, ist noch lange nicht in der Praxis 
verankert. Das zeigt die Wiederein-
führung von Grenzkontrollen vom 16. 

März bis 15. Juni 2020 als Antwort auf 
die Corona-Pandemie. Die unmittelba-
ren ökonomischen und sozialen Aus-
wirkungen machen deutlich, wie eng 
die Räume an den europäischen Bin-
nengrenzen verflochten und wie schäd-
lich nationalstaatliche Reflexe sind. 
Dabei sind gerade diese Räume wich-
tig für die europäische Integration: In 
der Grenzregion ist die EU für die Men-
schen unmittelbar spürbar. Durch die 
deutsch-französische Zusammenar-
beit gelang in der Pandemiebekämpfung 
vorerst eine Kehrtwende von einer an-
fangs nationalen Antwort hin zu einem 
intensiven und operativen Austausch 
zwischen allen politischen Ebenen. Jetzt 
ist der Moment, aus dieser Erfahrung 
Lehren zu ziehen, um die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit als Kern-
element der Europapolitik auszubauen. 
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der Pandemie massiv eingeschränkt. 
In Reaktion auf die besonders betrof-
fene an Deutschland grenzende Regi-
on Grand Est führte die Bundespolizei 
Grenzkontrollen ein und schloss 19 von 
28 Grenzübergänge. Arbeitnehmerin-
nen und Arbeiternehmer konnten un-
ter Vorlage eines Formulars weiterhin 
pendeln, aber Staus und Umwege er-
schwerten den Arbeitsweg. Private Be-
gegnungen, beispielsweise bei getrennt 
lebenden Familien auf beiden Seiten der 
Grenze, waren nicht möglich. In lokalen 
Zeitungen und sozialen Medien drück-
ten Bewohnerinnen und Bewohner der 
Grenzregion ihren Unmut aus: Enttäu-
schung über die in der Entscheidung 
abwesende EU, empfundene Diskrimi-
nierung an der Grenze aufgrund der 
Herkunft, Erfahrungen von wiederauf-
flammenden Ressentiments zwischen 
Deutschen und Franzosen. 

In der Corona-Krise bewährten sich 
die engen deutsch-französischen 
Netzwerke einerseits. Andererseits 
zeigte sich aber, dass sie immer noch 
nicht ausreichend im Bewusstsein na-
tionaler, weiter von den Grenzen ent-
fernten Akteuren verankert sind. Dank 
der starken institutionellen und per-
sönlichen Vernetzung auf beiden 
Seiten (z.B. in der Region, den Dépar-
tements, den Städten, Landkreisen 
und Ländern und den Eurodistrikten, 
durch Parlamentarier aus der Grenz-
region) etablierten sich nach dem ers-
ten Schock schnell informelle, tägliche 
Telefonschalten mit den Hauptstäd-
ten. Sie brachten die Bundesministe-
rien, die Präfektur, Landesregierungen 
und andere Gebietskörperschaften auf 
einer lösungsorientierten Arbeitsebe-
ne zusammen, um ein gemeinsames 
Vorgehen in der Pandemie zu koor-

dinieren und zu offenen Grenzen zu-
rückzufinden. Für Patiententransfers 
in das andere Land konnten unzurei-
chende rechtliche Kooperationsab-
kommen durch Ad-hoc-Regelungen 
auf Bundesebene überwunden werden. 
Damit wirkte Deutschland den negati-
ven Auswirkungen der Grenzkontrol-
len entgegen.

Der Bedarf nach einem gemeinsamen 
Rechtsrahmen in ganz konkreten Fäl-
len der Pandemiebewältigung ist groß: 
Zum Beispiel stellt sich angesichts un-
terschiedlicher nationaler Impfstrate-
gien die Frage, ob bei der Impfung von 
im deutschen Gesundheitssektor täti-
gen Franzosen vom geltenden Wohn-
ortprinzip abgewichen werden kann. 
Besonders folgenreich ist außerdem 
das Thema der Besteuerung von Kurz-
arbeitergeld. In Deutschland arbei-
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tende Grenzgänger mit Wohnsitz in 
Frankreich müssen derzeit faktisch in 
beiden Ländern Abgaben entrichten. 
Dies sind keine technischen, sondern 
hochpolitische Fragen: Sie haben eine 
enorme Wirkung auf den sozialen Zu-
sammenhalt angesichts oft hoher so-
zioökonomischer Gefälle entlang der 
Grenze, auf das Vertrauen in politi-
sche Akteure und nicht zuletzt auf die 
Wahrnehmung des europäischen Pro-
jekts. Gerade auf der französischen 
Seite der Grenze sind europaskepti-
sche Parteien besonders stark.

ALTE PROBLEME, 
NEUE INSTRUMENTE

Mit der Corona-Krise kam unerwar-
tet ein Stresstest für die bereits 2019 
begonnene größere Berücksichti-
gung der Grenzregion in der nationa-
len Politik. Im Aachener Vertrag wird 
die Rolle der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit erstmals durch 
ein umfangreiches Kapitel in einem 
deutsch-französischen bilateralen 
Vertrag anerkannt und mit neuen Ins-
trumenten ausgestattet. Zentral sind 
dabei ein neuer Ausschuss für grenz-
überschreitende Zusammenarbeit und 
die Möglichkeit zur Anwendung von 
Ausnahmeklauseln.

An Gremien mangelt es den deutsch-
französischen Beziehungen wahrlich 
nicht. So kann auch der Ausschuss für 
grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit nur dann einen Mehrwert ha-
ben, wenn er bestehende Lücken 
schließt. Das Potential dafür hat er da-
durch, dass alle Ebenen vertreten sind 
– die Legislative und Exekutive, die 
kommunale, regionale und nationale 
Ebene sowie Eurodistrikte als grenz-
überschreitende Kooperationsräu-
me. Die Mitglieder des Ausschusses 
können so Hindernisse identifizieren 
und mit der Ebene diskutieren, die die 
Kompetenz für ihre Beseitigung hat. 
Zwar trifft der Ausschuss keine Ent-
scheidungen. Er soll aber durch Emp-
fehlungen den direkten Weg auf die 

Agenda des Deutsch-Französischen 
Ministerrates, der in der Regel halb-
jährlich das deutsche und das französi-
sche Kabinett, Kanzlerin und Präsident 
zusammenbringt und gemeinsame 
Positionen abstimmt, finden. In der 
Realität zeigen sich folgende Schwie-
rigkeiten: Fragen wie Turnus der Sit-
zungen, Rolle und Kompetenzen des 
Sekretariats, die Art und Weise, wie 
Themen eingebracht werden können, 
sind auch ein Jahr nach der konstitu-
ierenden Sitzung noch ungeklärt. Die 
Antworten darauf sind aber entschei-
dend für das Vertrauen der Mitglieder 
des Ausschusses in das neue Instru-
ment. Hinzu kommt die Kehrseite der 
Präsenz ganz unterschiedlicher Ebe-
nen, denn die hohe Anzahl von Akteu-
ren und damit Partikularinteressen 
birgt das Risiko für den Ausschuss, zu 
einem politischen und keinem operati-
ven Forum zu werden.

Die zweite bedeutende Neuerung ist 
die Möglichkeit, vom nationalen Recht 
abweichende Ausnahmeregelungen 
für Grenzregionen zu treffen. Auch 
auf europäischer Ebene wird ein sol-
ches Instrument, der European Cross 
Border Mechanism (ECBM), bereits 
diskutiert. Er wurde aber noch nicht 
umgesetzt. Gute Erfahrungen aus der 
deutsch-französischen Grenzregion 
könnten eine europaweite Regelung 
erleichtern und damit die Laborfunkti-
on deutsch-französischer Zusammen-
arbeit für die europäische Integration 
erfüllen. Noch sind die Gebietskör-
perschaften zögerlich, Ausnahmeklau-
seln anzuwenden, da sie befürchten, 
sich mit Präzedenzfällen auf unsiche-
res rechtliches Terrain zu begeben. In 
Frankreich fehlt zudem noch eine Än-
derung im nationalen Recht, die diesen 
Ausnahmeklauseln erst den notwendi-
gen Rahmen geben könnte: Die dafür 
vorgesehene Dezentralisierungsreform 
soll im ersten Halbjahr 2021 dem Parla-
ment vorgelegt werden. Auch hier ge-
nügt es nicht, von nationaler Seite ein 
Instrument zur Verfügung zu stellen. 
Die mit der Umsetzung betrauten Ak-
teure brauchen gerade in den ersten 

Anwendungsfällen eine klare politische 
Rückendeckung.

Damit Hindernisse gar nicht erst ent-
stehen, ist ein weiterer Beschluss des 
Aachener Vertrags wichtig, auch wenn 
er sich nicht direkt auf die Grenz-
region bezieht. Künftig sollen sich 
Deutschland und Frankreich darüber 
abstimmen, wie EU-Regeln in natio-
nales Recht umgesetzt werden. Oh-
ne eine solche Abstimmung kommt es 
derzeit dazu, dass beide Länder euro-
päische Vorgaben unterschiedlich um-
setzen – mit negativen Konsequenzen 
vor allem in der verflochtenen Grenz-
region. Das zeigt das Beispiel der Um-
weltplakette, die Grenzgänger gleich 
zweimal brauchen und dafür die dop-
pelten Kosten tragen müssen. Der ho-
he Aufwand, um für diesen Fall künftig 
eine Ausnahmeregelung anzuwenden, 
hätte durch eine vorherige Abstim-
mung vermieden werden können.

ES BRAUCHT 
POLITISCHEN WILLEN

Die neuen Instrumente bieten einen 
geeigneten Rahmen für eine noch en-
gere grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit. Es braucht aber eine große 
Portion an politischem Willen, um sie 
mit Leben zu füllen. Dafür muss sich 
die große europapolitische Bedeutung 
der Grenzregionen fest im Bewusst-
sein der Akteure in den Hauptstädten 
verankern. Diese Regionen sind keine 
Nischen, sondern für Deutschland als 
Land der EU mit den meisten Nach-
barländern und Frankreich mit seiner 
besonders hohen Anzahl von Grenz-
gängern „mittendrin“. Welche Bereiche 
dabei besondere Priorität haben, zeig-
te die Corona-Pandemie: Kooperation 
im Gesundheitsbereich, der Arbeits-
markt und Mobilität. Der durch die 
Krise entstandene Impuls für stärkere 
Kooperation über verschiedene Ebe-
nen hinweg sollte genutzt werden, um 
diese Themen 2021 voranzubringen.
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